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Wohnnngsanforderung
i.

Mündliche Mitteilung des Anforderungsbescheides.
Verfügungsrecht über angeforderte Räume.
1. Es ist nicht nötig , daß der Ansorderungsbescheid der

Partei in schriftlicher Form im Wege der Zustellung bekannt-
gegchen werde , es genügt die bloße mündliche Mitteilung.

2 . Durch die Bekanntgabe der erfolgten Anforderung wird
dem Hauseigentümer jede Verfügung über die angesorderten
Räume entzogen . (Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 29 . De¬
zember 1920 , Z . 5644/20 , M .Abt . 15 , 817/21 .) >

Der Berwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Adolf G.
in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes Wien 111 vom
5 . Juli 1920 , Z . 137/11 , betreffend eine Wohnnngsanforderung die
Beschwerde als unbegründet abgewiesen.

Entscheid nngsgründe:  Die Wohnung im Hause des Beschwerde¬
führers , 3 . M .-Gasse Nr . 2, 2 . Stock , Tür 23 , wurde unterm 31 . März 1920
vom Wohnungskommissär sür den 3 . Wiener Gemeindebezirk aus dem Titel
der Leerstehung angefordert , diese Verfügung aber über Einspruch des
Beschwerdesührcrs vom Mietamte nach der am 23 : April 1920 durchgeführtcn
mündlichen Verhandlung aufgehoben , worauf der Wohnungskommiffär im
Anschlüsse an die Verkündigung dieser Entscheidung die Anforderung der
nämlichen Wohuung auf Grund des Z 4 . Ziffer 3 , der Kundmachung der
niederösterreichischen Landesregierung vom 80 . Juni 1919 , L.-G .-Bl . Nr . 160,
aussprach . Am nämlichen Tage wurde , die inzwischen am 15 . April I9r0 von
den bisherigen Mietern geräumte Wohnung einer anderen Partei K. über¬
geben , dem sie vom Beschwerdeführer bereits früher für den Fall des Leer-
werdens vermietet worden war.

Dem Einsprüche gegen diese neuerliche , dem Beschwerdeführer auch
schriftlich mit der Ausfertigung vom 24 . April 1920 , Z . 438/2 , am 26 . April
1920 zugestillte Verfügung des Wohnungskommiffärs hat das Mielamt in
Wien 111 nach der am 80 . Juni 1920 duichgeführten mündlichen Verhandlung
mit der Entscheidung vom 5 . Juli 1920 , Z . 187 , keine Folge gegeben , uno
zwar hauptsächlich aus dem Grunde , daß der Beschwerdesührer zu einer Ver¬
fügung über die Wohnung infolge der am 31 . März 1920 und dann
abermals am 23 . April 1920 ausgesprochenen Anforderung des Wohnungs-
kommisfärs nicht berechtigt war.

Der Vcrwalmngsgerichtshof fand die dagegen von Adolf G . erhobene
Beschwerde in nachstehender Erwägung unbegründet:

Es ist fcstgrstellt , daß im Anschlüsse an die am 23 . April 1920 vor dem
Mietamtssenate durchgcsührte EinfpruchSverhandlnug die Anforderung der
Wohnung gemäß Z 4, Z . 3 , der Kundmachung der niederösterreichischen
Landesregierung vom 30 . Jnni 1919 , L.-G .-Bt . Nr . 160 , ausgesprochen
wurde . Ebenso blieb unbestritten , daß dies durch den Wohnungskommiffär,
also durch das hiefür zuständige Organ geschah.

Die Beschwerde vermeint allerdings in dieser mündlich ausgesprochenen
Verfügung des Wohnungskommiffärs lediglich die Ankündigung der Anforderung
erblicken zu dürfen , die sodann erst mit rechtlicher Wirkung durch die von,
folgenden Tagen datierte und am 26 . Apr >l zugestellte schriftliche Ausfertigung
des Anforderungsbescheides vollzogen worden sei.

Diese Auffassung findet aber in der bezogenen Kundmachung keinen
Halt . Denn der Z 6 , Absatz 1, daselbst schreibt nur vor , daß der Anforderungs¬
beschluß den Beteiligten bekanntzugeben sei. Das Wort „ dekanntg -ben " drückt
aber keineswegs etwa aus , daß die Mitteilung des bezeichn« ?» Beschlusses in
schriftlicher Form im Wege der Zustellung desselben an die Partei zu gelchehen
dabe, sondern bezeichnet die Mitteilung des Beschlusses an die Partei schlechtweg,
ohne Uber die Form , sowie über die Art und Weise , in der diese Mitteilung
der Partei die Kenntnis von jenem Beschlüsse vermitteln soll, nähere Vor¬
schriften zu treffen . Durch die bloße mündliche Mitteilung des Anforderungs-
beschluffes durch den Wohnungskommiffär an d e Partei war somit die
Anforderung dieser bekanntgegeben , der Vorschrift des tz 6 somit genüge getan
und damit die im Z 5, Absatz 1, bezeichnet - Wirkung der Anforderung zur
Entscheidung gebracht worden . Dem Hauseigentümer war die Verfügung über
die angeforderten Räume entzogen.

Die angefochtene Entscheidung hat daher mit voller Berechtigung den
Einspruch aus dem Grunde abgewiesen , daß der Beschwerdeführer zu einer
Verfügung über die angeforderte Wohnung , das heißt zur Ueberlaffung der¬
selben an einen neuen Mieter , nach der am 23 . April 1920 ausgesprochenen
Anforderung nicht mehr berechtigt war.

2 .

Wann ist eine Wohnung regelmässig durch kurze
Zeit benützt ?

Als regelmäßig nur durch kurze Zeit benützt ist eine
Wohnung nicht nur dann anzusehen , wenn die Benützung , wie
bei Sommerwohnungen und Absteigquartieren periodeuweise mit
längeren Unterbrechungen erfolgt , sondern auch dann , wenn die
Unterbrechungen nur kurze Zeit dauern , sich aber regelmäßig und
so häufig wiederholen , daß sie, zusammengenommen , die tat¬
sächliche Benükung weitaus überwiegen . (Verwaltungsgerichtshof-
erkenntnis vom 5. März 1921 , Z . 1429/21 , M . Abt . 15, 3985/21 .)

. Der Verwaliungsgerichtshof hat über die Beschwerde der Cäcilie
Sch . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes X in Wien
vom l4 . September i92o , Z . Reg . 6/20 , betreffend eine Wohnungs-
anfordcrmig die Beschwerde als unbegründet abgewicsen.

En l s ch e i d u n g s g r ü n d e : Das Wohnungsamt der Stadt Wien
bat mir Beschluß vom 24 . Juni 1920 die von der Beschwerdeführerin im
Hause Wien 10 ., P .-Gaffe 53 , Tür 9 gemietete Wohnung angefordert , weil
sie unzulänglich benützt sei. (Z 4 , Punkt 4 , eventuell 3 , der Kundmachung der
niederösterreichischen Landesregierung vom 80 . Juni 1919 , Nr . 160 , L. G .Bl .)
Dem von der Beschwerdesührerin dagegen erhobenen Einsprüche gab das Mel¬
anit Wien X . » ach durchgeführler Verhandlung mit der Entscheidung
vom 14 . September 1920 , Reg . 6/20 , keine Folge , weil der Anforderungsgrund
(8 4 , Punkt 3 und 4 der erwähnten Kundmachung ) als gegeven anzusehe, « sei,
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Diese Entscheidung wird in der Beschwerde als gesetzwidrig und wegen
mangelhaften Verfahrens bekämpft , weil es sich im gegebenen Falle weder um
eine unbenutzte , noch um eine unzulänglich benützte Wohnung handle und die
angefochlenc Entscheidung auch der rechtlichen Grundlage entbehre , indem die
beiden berufenen Anforderungsgründe einnander ausschließen.

Der Verwaltungsgerichtshof mußte die Einwendung als unbegründet er¬
kennen , daß im gegebenem Fall - eine unzulängliche Benützung der Wohnung
nicht vvrliege , weil die dauernde Benützung durch die zeit «eilige Unterbrechung
nicht beeinträchtigt werde . Diesbezüglich wurde folgender Tatbestand f-stgestellt:
Bei der am 18 . Juni 1920 vorgensmmenen Besichtigung der Wohnung wurde
diese zwar als eingerichtet vorgefunden , jedoch festgestellt , daß die Inhaberin
mit ihrem dreijährigen Kinde ständig bei ihrer Mutter Frau Sch ., Wien 7.
M .- Gasse 5 wohne und nur hie und da in die Wohnung komme , um Nach¬
schau zu halten . Bei der Einspruchsverhandlung gab die Beschwerdeführerin
an , daß sie seit dem Jahre 19 l8 Kriegerwitwe sei und seit Neujahr 1920 ihr
dreijähriges Kind bei ihrer Mutter in Obsorge habe , weil sie ihrem Berufe
als Kontoristin nachgehen müsse und nicht io viel verdiene , um eine Wärterin
für ihr Kind halten zu können . Sie verbringe ihre ganze freie ' Zeit beim
Kinde und bei ihrer Mutter und benütze dort auch regelmäßig eine eigene
Schlasstätte , wogegen ihre Fahrnisse in der angefordcrlen Wohnung uilter-
gebracht seien . In dieser Wohnung schlafe sie nur zwei - bi« dreimal wöchent-
jich, um eine Anforderung derselben hintanzuhalten.

Letzteren Umstand bestätigte auch di - Hausbesorgerin , die noch beifügte,
daß die mangelhafte Benützung der Wohnung nicht erst seit Neujahr , sondern
seit längerer Zeit eingetreten sei. Diesen in einem einwandfreien Verfahren
f- stgestellten Tatbestand hat die belangte B >Hörde ihrer Enlscheiduug zugrunde-
grbgt . Durch Anwendung der Bestimmungen der mehrerwähnten Kundmachung
aus diesen Latbestand gelangt - eaS Mietamt mit Recht zu dem Schluffe , daß
die Anforderung der gegenständlichen Warnung gemäß ß 4 , Punkt 4 zulälsig
fei, weil der Fall , daß eine Wohnung regelmäßig nur durch unverhälinismäßig
kurze Zeit benützt wird , nicht , wie di - Beschwerde vermeint , nur dann als
gegeben anzusehcn ist, wenn die Benützung , wie bei Sommerwohnungen und
Abstcigquarrreren , Periodenweise mit längeren Unterbrechungen erfolgt , sondern
auch dann , wenn die Unterbrechungen nur kurze Zeit dauern , sich aber regel¬
mäßig und so häufig wiederholen , daß sie, zu >aminengenommen , die tat¬
sächliche Benützung weitaus überwiegen (zu vergleichen daS hiergerichlliche
Erkenntnis vom 20 November 1920 , Z . 4912 ).

Bei dieser Sachlage konnte die angetochtene Entscheidung weder als
gesetzwidrig , noch als auf einem mangelhaften Verfahren beruhend erkannt
werden , weshalb die Beschwerde als unbegründet abzuweijen war.

S

Billigkeitsmomente bei Wohnnngsanforderungen und
widersprechende Anforderungsgründe.

1. Die Beurteilung der Bllligkeilsmomente bei Wohnungs¬
anforderungen entzieht ' sich der Ueberprüfung durch den Ver-
waltungsgerichtshof , da sie im freien Ermessen der Behörde liegt.

2 . Erfolgt eine Anforderung aus mehreren miteinander im
Widerspruche stehenden Anfordcrungsgründen , bedeutet dies eine
Unklarheit der Entscheidung und somit einen Mangel des Ver¬
fahrens.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 7. Jänner 1921 , 8/21,
M .Abt . 15 . 1018/21.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Adolf
und Robert B . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes
Wien V (Senat für Wohnnngsanforderungen ) vom 17 . Juni 1920,
Z . 286 , betreffend eine Wohnungsanforderung die angefochtene Ent¬
scheidung wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben.

Entscheidunqsgründe:  Die im Hanse des Adolf B ., 5 . M -
Straße 91 , Tür 7, befindliche , angeblich an seinen Sohne Robert B . »er.
mietete Wobnung , bestehend aus zwei Zimmern , Vorzimmer und Küche, wurde
durch das Wohnungsamt für den 5 . Bezirk Wiens angefordert , da festgestcllt
sei, daß die Wohnung leersteht , beziehungsweise als nicht notwendig zu be-
lassende DoPPelwohnung erscheint , beziehungsweise benützt oder doch nur unzu-
länglich benützt wird (8 5 , Abs. I , Punkt 1, 2 , 3 , 4 oer Kundmachung von
30 . Juni 1919 , L.- G .-Bl . Nr . 160 ) . In seinem Einsprüche führt Robert B.
aus , daß er die Absicht habe , sich wegen Mangels an Raum in der väterlichen
Wohnung eine eigene Mahnung einzurichien , zumal er sich zu verheiraten
beabsichtige , außerdem die Einräumung einer Wohnung im väterlichen
Hause zur Ueberwachung der daselbst befindlichen Fabrik aus Sicher-
tzeitSrückfichten notwendig sei. Ferner sei eS unrichtig , daß die Wohnung
leerstehc , sie sei vielmehr komplett eingerichtet . Für alle diese Tatsachen wirb
Zeugenbeweis angebolen . Dem Einsprüche wurde nach stattgefundener Ver¬
handlung mit Erlaß des Mielamtes vom 19 . Juni 1920 , Z . 286 , keine Folge
gegeben . Denn dar Bestehen der Anforderungsgründe im Sinne der Punkte I
bi« 4 der Z 4 der zitierten Kundmachung zur Zeit der Anforderung konnte
durch die Ausführungen der Einspruchswerber nicht entkräftet werden . Auf
den bei der Verhandlung vorgebrachtcn Einwand , daß berufliche Rücksichten
für die Belaffung der Wohnung an die Emspruchrwerber sprechen , konnte nicht
eingegangen « erden , da die Sicherung dcS Fabiikslagcrs gegen Einbruch auch
durch anderweitige Vorkehrungen ermöglicht und die unmittelbare Verbindung

der Wohnung mit dem Geschäfte kein unerläßliches Erfordernis sei. Auch die
Außerachtlassung der Rücksichtnahme auf die Familicnvcrhältnisse des Wohnungs-
inhabers liege nicht vor , da Robert B . auch weiterhin in der Lage ist, bei
seinen Eltern zu wohnen und bei d r herrschenden Wohnungsnot nur auf das
dringende Bedürfnis , nicht aber auf die Bequemlichkeit des Wohnungsinhabers
Rücksicht genommen werden kann Die Beschwerde macht gellend , daß der Ein¬
spruch ohne Zulassung von Beweisen über die die Anforderung hindernden
Tatsachen abgewiesen wurde . Vor allem sei die Wohnung , die gar nicht bk-
sichtiqt worden ist. nicht leerstehend , sondern im Zeitpunkte der Anforderung
an Robert B . vermietet gewesen . Ebensowenig liege eine Doppelwohnung vor,
da Robert B . im Zeitpunkte der Anforderung darin schon wohnte . Wenn das
Mietamt meint , daß die Wohnung des Adolf B . nicht genügend auSgenützt
sei, hätte allenfalls ein Teil dieser letzteren Wohnung angefordert werden
müssen . Uebcr die geschäftlichen und Familienrücksichten , aus denen die Jnne-
habung durch Robert B . erforderlich war , nämlich die Frage der lieber,
wachung der Fabrik und die Absicht desselben , sich zu verheiraten , sei die
Behörde gleichfalls hinweggegangen.

Hierüber erwog der Vcrwaltungsgerichtshof nachstehendes:
Jnsoferne die Beschwerde sich dagegen wendet , daß die Behörde bei der

Ausübung ihres AnforderungSrechtes auf die beruflichen und Familienverhält-
nisse, insbesondere aus , die bevorkehende Heirat des Robert B . sowie darauf,
daß eine Ueberwachung der im H -use befindlichen Fabrik bei der Anforderung
der Wohnung erschwert würde , keine billige Rücksicht genommen habe (8 4,
Absatz 2 der angeführten Kundmachung ), mußte diese Einwendung als unzu-
lässig nach Z 3, iit e des Gesetzes über den Verwaltungsgerichtshof zurück-
gewiescn werden , da die Beurteilung der Billigkeitsmomevtc bei der Anforde¬
rung von Wohnungen sich, wie der Gerichtshof in seinem Eikenntirive vom
31 . Dezember 1919 , Z . 6223 , näher ausführte , der Ueberprüfung durch den¬
selben entzieht.

Was aber die übrigen Einwendungen gegen die Wohnungsanforderung
anbelangt , so hat der Gerichtshof folgendes erwogen : Die Wohnungsanforderung
erfolgte aus mehreren miteinander i»> W derspruche stehenden Gründen , nämlich
unter gleichzeitiger Berufung auf die Punkte 12 . 13 und 14 des ersten Absatzes
des 8 1 der Kundmachung der niederösterreichislben Landesregierung vom
30 . Juni 19l9 , L.-G .-Bl Nr . 160 . Dies vedeutet schon an sich eine Unklar-
heit der Entscheidung , welche die beschwerdeführende Partei in der Geltend¬
machung ihrer Ansprüche behindert , sohin einen wesentlichen Mangel des Ver¬
fahrens.

Desgleichen beruht aber auch die Begründung der Anforderung speziell
wegen Leerstehung der Wohnung im Sinne des Punktes 1, Absatz 1 des 8 4
der angefochtenen Kundmachung , auf welche insbesondere bei der mündlichen
Verhandlung hingewiesen wurde , auf einer ergänzungsvedürftigen Taibestands-
annahme . Diese Annahme hat nämlich zur Grundlage die Erhebung vom
29 . Mai 1920 . Ungeachtet daß der Hauseigentümer Adolf B . aussagte , daß die
Wohnung an seinen Sohn Robert B . vermietet sei, der demnächst heiraten
werde und obwohl namentlich Robert B . in seinem Einsprüche ansührte , daß
die Mahnung nicht leerstehe, sondern gänzlich eingerichtet sei, unterließ es die
Behö be, nach der Aktenlage unter Mitwirkung der beschwerdeführenden Partei
festzustellen , ob die Voraussetzungen der Leerstehung un Sinne der zitierten
Kundmachung vorhanden seien . Ls beruht somit diese Annahme auf einem
ergänzungsbedürftigen Verfahren und mußte die angefochtene Entscheidung
nach 8 6 des Verwaltungsgcrichtshofgesetzes aufgehoben werden.

4 .

Die Einvernahme eines Mitgliedes des Mietsenates
bedeutet keinen Verfahrensmangel , dagegen die

Nichtbeachtung von Beweisanträge ».
1. Wenn ein Mitglied des Mietzinssenates über den Einspruch

gegen eine Anforderung bei der Einipruchsverhandlung als Aus¬
kunftsperson vernommen wird , bedeutet dies keinen Veifabrens-
mangel . Die Einvernahme als Zeuge wäre unzulässig , da diesfalls
eine Kollision mit den Pflichten des Zeugen und jenen eines
entscheidenden Organes vorläge.

2 . Wenn die Behörde über Beweisanträge .ohneweiteres
hinweggeht , sie also weder zuläßt noch mit Begründung zurück¬
weist, liegt eine Verletzung der prozessualen Rechte der Partei
und damit Mangelhaftigkeit des Verfahrens vor.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 1b . Jänner 1921,
Z . 86/21 , M .Abt . 15/1144/21.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde der Paula Sch.
in Wien wider die Entscheidung des Mietamtes Wien IV (Senat für
Wohnnngsanforderungen ) vom 5 . Juli 1920 , Z . 153 , betreffend eine
Wohnungsanforderung die angefochtene Entscheidung wegen mangel¬
haften Verfahrens aufgehoben

EntscheidungSgründe : Die auS zwei Zimmern , einem Vorzimmer
und einer Küche bestehende Wohnung der Beschwerdeführerin Paula Sch . im
4 . Bezirke , K -Gasse 6 , wurde über Anzeige , daß sich die WohnungSinhabenn
fast me in derselben aufhalte und die Wohnung zum Teile an eine Unler-
mieterin , die allerdings bald - uSziehcn werde . unlervermietet fei, noch Durch-
führung einer Erhebung im Hause mit Entscheidung vom 16 . Jänner 1930
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vom Wohnungsamte wegen unzulänglicher Benutzung nach 8 4 , Punkt 4 der
Kundmachung der niederösterrcichischen Landesregierung vom 30 . Juni 1S19,
S.-G .-Bl . Nr . 160 , ang,fordert . In dem Einsprüche macht di - Beschwerde¬
führerin geltend , daß sie vom Erscheinen der Wohnungskommission nicht ver¬
ständigt und dadurch verhindert wurde , wahre Angaben zu machen . Beschwerde¬
führerin habe ein Zimmer vermietet , dm übrigen Teil der Wohnung bewohne
sie selbst. Sie sei als Bedimerin in eine» , Geschäfte tätig , dessen Inhaberin
ihr wegen der Verkehrsnot gestatte , in ihrer Wohnung zu schlafen . Die ans den
15 . April 1920 anberaumte Verhandlung vor dem Miltamte fand nicht statt,
da der Wohnungskommiflär zunächst seinen Antrag auf Anforderung zurück¬
gezogen hatte ; später wurde über neuerliche Eingabe der Beschwerdeführerin
die Verhandlung vor dem Mielamte nach abermaliger Vertagung am 5 . Juli
1920 abgehalten und wurde nach Anhörung des Wohnungslommissärs , dann
des Hausmeisters N . als Zeugen dem Einsprüche keine Folge gegeben . Denn
der vom Wohnungskommissär bezogene Anforderungsgrund konnte nicht wider¬
legt werden , vielmehr wurde durch die Aussage des als Zeuge erschienenen
Hausbesorgers sowie des Beisitzers aus dem Kreise, der Mieter Franz F . fest¬
gestellt , daß die Wohnungsinhaberin die Wohnung während der Zeit vom
August 1919 bis zur W >hnungsanforderung durch höchstens einen Monat
benützt habe und auch anderwärts nächtige . Dafür , daß die Wohnungsinhaberin
die Wohnung nicht benötige , spreche auch der Umstand , daß sie diese nach der
Anforderung an die Erwerbs - und Wirtschastsgcnossenschaft der Obst - und
Gemüsehändler zu BureauzweckeN vermietet habe . Die Beschwerde beanständet
das Verfahren , weil bei der Einspruchsverhandluna ein Beisitzer des Wohnungs-
anforderuugssenates einvernommen wurde . Die Beschwerdeführerin habe eine
Reihe von Zeugen dafür , daß die Voraussetzungen der Anforderung , nicht
gegeben sind , » amhast gemacht ; trotzdem wurde nur ein Zeuge , Hausbesorger N.
einvernommen , der aber , wie sich aus einer abschriftlich beiliegenden Straf-
anzeige der Beschwerdeführerin ergebe , falsches Zeugnis abgelegt hale . Des¬
gleichen wird die Aussage des Beisitzers F . wegen Feindschaft mit der
Beschwerdeiührerin als unverläisig bezeichnet , klebe, die Vermietung a» die
genannte Genossenschaft wurde kein Beweis ausgenommen . Für die Mangel¬
haftigkeit des Verfahrens spreche endlich auch der Umstand , daß der Beschwerde¬
führerin später durch das Mietamt selbst eine andere Wohnung zugewiesen
wurde . Hierüber erwog der Verwaltungsg -richtshof nachstehendes:

Was die Einwendung anbelangt , daß bei der Verhandlung üher den
Einspruch der Beschwerdeführerin gegrn die Anforderung der Wohnung ein
Mitglied des Senates einvernommen wurde , vermochte der Verwaltungs-
gerichtshos bierin einen wesentlichen Mangel des Vcrfabrens nicht zu erblicken.
Denn wie sich aus der Begründung der angefochtenen Entscheidung ergibt,
erfolgte die Einvernahme des Mitgliedes des Senates nicht etwa als Zeuge,
so daß eine Kollision mit den Pflichten eines Zeugen und jener eines ent¬
scheidenden Organs nicht vorliegt , sondern es handelte sich dabei lediglich um
die au sich zulässige Abgabe einer Auskunft über die ihm bekannten Ver¬
hältnisse der Beschwerdeführerin.

Was aber die beanständete Unterlassung der Einvernahme der durch die
beschweraesüh ende Partei für die Richtigkeit ihrer Behauptung , daß sie die
angeforderte Wohnung tatsächlich als iolche benützt Hab- , geführten Zeugen
anbclangt , so hat der Vertreter der Behörde bei der mündlichen Verhandlung
allerdings zugegeben , daß ein solcher Zeugenbeweis vor dem Melanite ange-
bolen worden ist.

In dem Umstande aber , daß die Behörde über den Antrag auf Zcugen-
beweis für bestimmte , von der beschwerdeführenden Partei behauptete Tatsachen
ohne weiteres hinwegging , mußte der Berwaltungsgerichtshos , der sich dabei an
di - in seinem Erkenntnisse vom 19 . Novembee 1920 , Z . 4939 , ausgesprochene
Anschauung hielt , eine Verletzung der prozessualen Rechte der Partei erblicken
und demgemäß die Entscheidung nach 8 6 des Verwallungsgerichlshofgesetzes
wegen mangilhaftcn Verfahrens aufheben.

5
Mietzinserhöhung.

Wenn in einem Hanie sowohl Wohnungen vorhanden sind,
die gemäß 8 2 , Mieterschutzverordnung zu beurteilen sind , wie
auch Wohnungen , die unter die Bestimmung des 8 2 ^ fallen,
so muß eine Erhöhung des Mietzinses in Ansehung von
Wohnungen der zwengenannten Art . mindestens inwweit als
zulässig angesehen werden , als eine solche gleich>eitig aut Grund
von Nachweisen nach den Grundsätzen des 8 2 als gerechtfertigt
anerkannt wird sVerwaltungsaerichtshoferkenntnis vom31 . Jänner
1921 , Zl . 615 , ll . Abt . 1b , Zi . 2494/21 .)

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des
Edwin Lch in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes für den
1. Bezirk in Wien vom 26 . Juli l920 , Zl .Reg .Nr . 87 , betreffend
die Zulässigkeit einer Mietzinserhöhung , die angefochtene Entscheidung
als gesetzlich nicht begründet aufgehoben.

Entscheidungsgründe:  Im Mai 1920 wendete sich der Be¬
schwerdeführer als Miteigentümer und Verwalter des Hauses an das Mietamt
für den 1. Bezirk mit dem Ersuchen , die Erhöhung sämtlicher Mietzinse in
d,m bezeichne«« , Hause aus Grund der B rechnungen und im Umfange der in
einer angeschloffenen Beilage bezeichmten Posten , beziehungsweise in dem Um-
fange zu genehmigen , der , wo Z 2 a der Mieterschutzverordnung in Betracht
kommt , dem Mietamte nach den Umständen des Falles angemessen erscheint.

Wie aus dem angeschlosffne » Verzeichnisse hervorgeht , betragen nur bei zw«
Wohnungen die Mietzinse n cht mehr als 3000 X , alle anderen Wohnungen
fallen unter die Bestimmung des ß 2 a der Mieterschutzverordnung , darunter
insbesondere auch die deS K, L, W . mit einem Mietzinse von 5300 ll , dessen
Erhöhung aus 8210 X beantragt wurde . Aus dem Kreise der Mieter hatte
auch Johann N . als Inhaber einer Wohnung mit einem jährlichen Mietzinse
von 960 X gegenüber besten beabsichtigter Erhöhung ans 1300 X die Ent¬
scheidung des Mietamtes angerufen.

Bei der am 26 , Juli 1920 vor dem Mielamte stattgefundenm Verhand¬
lung , zu der sämtiichc Mietparteien geladen worden waren , wurde hinsichtlich
der beiden Wohnungen mit einem den Betrag von 8000 X nicht übersteigenden
Mietzinse die angesuchte Erhöhung der Mietzinse von 1450 X aas 1900 X,
beziehungsweise 960 X auf 1300 X , also in einem Ausmaß - von ungefähr
86 Prozent bewilligt , da si- im Hinblicke auf di - durch die vorgelegten
Rechnungen nachgewiesene Erhöhung der Auslagen für die reg lmäßige jähr¬
liche Erhaltung und Verwaltung des Hauses begründet sei,

Gleichzeitig wurden in Ansehung der übrigen , unter die Bestimmung des
§ 2 a der Mieterschutzverordnung fallenden Wohnungen die angesachten Miel-
zinserhöhungen nicht zur Gänze , sondern nur in einem Umfange als zulässig
erklärt , welcher hinter dem von Hauseigentümer in Aussicht genommenen
Maße der Erhöhung wesentlich zurückblieb . So wurde insbesondeie , was die
den Gegenstand der Beschwerde bildende Zulässigkeit der Erhöhung der von
K. L, W . gemieteten Wohnung anlangt , die Erhöhung des Metzinses nur bis
zum Betrage von 7500 X als zulässig erklärt , da dieser Betrag in Berück¬
sichtigung der bereits zum Maitermin 1920 erfolgten Zinssteiacrung und der
in letzterer Zeit erforderlich gewordenen Mehrauslagen für die Verwaltung des
Hauses sowie im Hinblick - ans die Lage und Größe des B ' standobffktes nach
den Umständen des Falles als angemessen erscheine. Beigesügt wurde , daß der
Senat auf den Inhalt der zwischen der Hansinhabung und K. L. W. abge-
schlossertenMietvertrages keine Rücksicht nehm -n konnte , da derselbe ohne Rücksicht
auf vorhandene V -rlräge rein prwalrechtlichen Charakters bloß zu überprüfen
hatte , ob die gegenständliche Mtetznissteigerung für polizeilich als zulässig zu
erklären sei.

In der hiegegen Hiergerichts eingebratten Beschwerde wird unter
Hinweis auf die gleichzeitigen Erkenntnisse des Mielamtes , mit denen die a »ge-
suchte 86 Prozents - T >Höhung des Mietzinses der beiden Wohnungen mit
einem 3000 X nicht übersteigenden Mietzinse als zulässig « klärt wurde,
gerügt , daß in Ans-Hung der Wohnung des K, L. W nur eine Erhöhung um
27 1 Prozent (von 5860 X auf 7500 X) als zulässig erklärt worden sei und
eine unrichtige Anwendung des Gesetzes darin erblickt, daß das Mieta nt die
angesuchte 36 prozentige Erböhuug der Mietzinse der oben erwähnten , unter
die Bestimmung des 8 2 der Mieterschutzoerordnuug fallenden Wohnungen als
in den Mehrauslagm begründet erklärte , in Ansehung der Wohnuug des
K, L. W , aber eine gleiche Erhöhung des Mietzinses nicht einmal als den Um¬
ständen angemessen fand.

Der V -rwaltungsgerichishof fand die Beschwerde begründet , wobei nach¬
stehendes erwogen wurde : «

Wie sich aus de> Fassung des 8 2 a ergibt und auch vom Verwaltungs-
gerichtshof in seinem Erkenntnisse vom 8 . März l919 , Zt . 2l17 , ausgesprochen
wurde , hat das Mictamt die Zulässigkeit der Erhöhung eines 3000 ll über¬
steigenden Mietzinses nach freiem Ermessen zu beurteilen . Die Zuständigkeit
des Verwaliuugsgerichtshofks zur U-berprüfung einer auf G und dieser Be¬
stimmung gefällten Entscheidung des Mietamtes hängt demnach gemäß
Artikel 129 , Absatz 3 des Bundesverfastungsgejetzes vom 1. Oktober 1920,
B .-G . -Bl . Nr . I , von der Lösung der Vorfrage ab , ob das Mi -tamt von
diesem freien Ermessen im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht hat . Diese
Frage mußte der Berwaltungsgerichtshos im vorliegenden Falle verneinen.
Wenn nach der erst in die zweite Miete schutzverordnung aufgenommmen
Bestimmung des 8 2 a bei Mietzinsen , welche den im 8 2, Absatz 4 , ange¬
führten Betrag Uberst igen , eine Erhöhung des Zinses in einem Betrage , der
nach de» Umständen des Falles ang -nnsten ist, vereinbart werden darf , so
wird dadurch eine Erhöhung des Mi -lzmses auch in solchen Fällen als zulässig
erklärt , in denen die im ß 2 , Absatz 1, Zl . l 3 b-zeichneten Voraussetzungen
entweder gar nicht oder nicht in dem Maße vorliegen , daß darin das vom
Hauseigentümer beabsichtigte Maß der E Höhung seine z fsermäßige Rechtferti-
guna fände . Der Zwammenh ng , welcher zwischen den Bestimmungen des 8 2
und 8 2 a der Mieterschutzverordnung an sich besteht und für den Fall , daß in
einem Hause neben Wohnungen mit einem Zinse von nicht mehr als 8000 X
auch solche mit diesen Betrag übersteigenden Zins n vorhanden sind, insbesondere
dadurch verstärkt wird , daß nach 8 2 , Absatz 2 die Erhöhung des Mietzinses
für einen einzelnen Mietgegenstand grundsätzlich nicht mehr betragen darf , als
auf ihn vom Gesamtbeträge der Erhöhungen bei gleichmäßiger Verteilung nach
dem Verhältnisse des einzelnen Mi -tzinses zur Gesamtsumme der Mietzinse
nicht vermieteter Bestandteile (der Sleuervorschreibung zugrundegelegrcr Miel-
wert ) des Hauses entfällt , zwingt aber anderseits zur Annahme , daß eine
Erhöhung in Ansehung von unter 8 2a fallenden Wohnungen mindestens
insoweit als zuläistg angesehen werden muß , als eine solche gerechtfertigt ist,
wenn die Erhöhung nach den Grundsätzen des 8 2 beurteilt wird . Das dem
Mietamte eingeräumte freie Ermessen kann daher im Sinne des Gesetzes nur
darin geübt werden , daß eine nach den Umständen des Falles angem fsene
Erhöhung des Mietzinses unabhängig von den im § 2 bezeichnelen Voraus¬
setzungen genehmigt wird , es kann aber niemals zur Ablehnung einer Er¬
höhung führen , die gleichzeitig auf Grund von Nachweisen über die Erhöhung
der regelmäßigen jährlichen Auslagen für Erhaltung und Verwaltung de»
Hauses für >m gleichen Hause befindliche Wohnungen mit Mielzmsen v«n nicht
über 3000 X als zulässig erklärt wurde . Aus den vorliegenden Fall angewendet,
ergibt sich, daß das MietaiM die für die VS» >st- 2. W . innegehabte Wohnung
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in Anspruch genommene Erhöhung des Mietzinses mindestens in dem Aus¬
maße zu bewilligen gehabt hätte , daß dem Hauseigentümer in Ansehung der
beiden unter die Bestimmung des Z 2 der Mieterschutzvcrordnung fallenden
Wohnungen zugestanden wurde . Wann in der angefochtenen Entscheidung auf
die bereits zum Maiterminc 1920 erfolgte Zinsfleigerung hingewiesen wird , so
ist demgegenüber zu bemerken , daß nach Lage der Akten der vom K . L. W.
seil 19 !6 « uf Grund eines besonderen Vertrages zu entrichtende Mietzins im
Mai 1820 von 8800 auf 5880 L , also um etwas mehr als 1 Prozent
erhöht wurde , während die sämtliche » übrigen Zins - seit I9l8 bereits einmal
eine ungefähr 6 5 Prozent betragende Erhöhung erfahren hatten . Beispielsweise
ist der Zins der Wohnung des Johann N . zum Maileunin - 1920 von 900 L
auf 960 L erhöht worden , so daß sich bei Vergleichung des ursprünglichen
Zinses von 900 IL mit dein jetzt genehmigten im Betrage von 1800 L sogar
eine Erhöhung um 44 '4 Prozent ergeben würde.

Weit » bei der öffenilichen mündlichen Verhandlung seitens der mit¬
beteiligten Partei auf das zwischen Vermieter und Mieter bestehende zivilrecht¬
liche Verhältnis hingewiesen wurde , so ist demgegenüber zu bemerken , daß vor
dem Mietamte nur die Frage zu erörtern war , ob und in welchem Umsange
auf Grund der Mieterschutzvcrordnung . aus öffentlichrechllichen Gründen eine
Erhöhung des Mietzinses vorgenommen nurdcn durfte . Welche Folgen sich
daraus für das zivilrechtliche Verhältnis zwischen den Parteien ergeben konnten,
hatte dcmuach weder das Mietamt noch der Verwaltungsgcrichtshof in Er¬
wägung zu ziehen.

Die , wie oben gezeigt , aus unrichtigen rechtlichen Voraussetzungen beruhende
Entscheidung des Mietaniles war daher gemäß Z 7 des Verwaltungsgerichts-
hofgesetzes als im Gesetze nicht begründet aufzuheben.

v
Ueberwälzung -der Wiederherstellung auf die Mieter.

Die Wiederherstellnngskosten eines vernachlässligten
Gebäudes können nicht ohne Zustimmung der Mieter aus diese
überwülzt werden . Welche Kosten zu den Kosten der Beseitigung
der Folgen einer Vernachlässigung eines Hauses zu zählen sind,
ist eine Frage fachlichen Jichaltes und daher der freien Beweis-
Würdigung des Mietamtes anheimgestellk . (Verwaltungsgerichtshof-
erkenntnis vom 3 . Februar 1921 , Z . 651/21 , M Abt . 15,
2145/11.

Der Verwattmigsgerichtshof hat die Beschwerde des Josef und
der Hermine G . in Wien wider die Entscheidung des Mietamtes
XII der Stadt Wien vom 5 . Mai 120 , Z . 3050 , betreffend eine
Mietzinssteigernng als unbegründet abgewiesen.

E n t s ch - i 1 u n g s g r ü » d - : Mittels des Gesuches vom 17 . März 1920
beantragte Beschwerdeführer Josef G . als Eigentümer des Hauses Wien , 12 .,
G .-Gasse 26 bei dem belangten Mietamte eine Ueberp üfung der von ihm
für den 1. Mai 1920 in Aussicht genommenen Steigerung des Mietzinses
für die an Leopold Sch . in diesem Hause vermietete Wohnung Nr . 2s von
monatlich 25 L auf 37 X , somit einer Steigerung des Friedenszinscs um
rund 60 Prozent vorzunehmen und der für diesen Zweck durchzuführenden
Verhandlung eine im Bau - und Hausverwaltungsfacye bewanderte Persön¬
lichkeit als Sachverständigen beizuziedm . Uubestrittenermaßeu hat Josef G . bei
der Verhandlung seinen Antrag dahin abgeändcrt , das Mietamt möge über¬
haupt das Maß der zulässigen Zinssteigerungen bestimmen . Mit der ange¬
fochtenen Emscheiduug wurde nur die von Joses G . nach dem Inhalte des Ge¬
suches vom 17 . März 1920 in Aussicht genommene Steigerung für zulässig
erklärt.

Die Beschwerde macht gegen diese Entscheidung geltend:
1. Die ihr zugrundeliegende Annahme , daß das Haus , in dem sich die

der Mietzinssteigerung unterworfene Wohnung befinde , in vernachlässigten
Zustande um einen billigen Preis getauft worden sei, sei auf keinerlei Er¬
hebungen gestützt. Es könne das Gegenteil dieser Annahme erwiesen werden.

2 . Es sei vom Standpunkte der Mielerschntzverordnnng nicht zulässig ge¬
wesen, bei der Ueberprüfung der Ausgaben die regelmäßigen und jährlichen
Ausgaben den nicht regelmäßigen , nicht jährlichen und nur zur Renovierung
oder Verschönerung eines Hauses dienenden als darum bei der Ermittlung der
zulässigen Steigerung nicht zu beachtenden gegmüberzustellen . Die Frage , ob
der vom Mielamte beobachtete Vorgang der Aufstellung des bekämpfte --
Gegensatzes im Gesetze begründet sei, dürfe ihrem Inhalte nach nicht als
Erineffuiigsfrage behandelt werden.

8 . Im Hinblicke darauf , daß auch die Kosten der zwar nicht jedes Jahr,
aber doch innerhalb gewisser mehrjähriger Zeitabschnitte wiederkebrenden Er¬
haltungsarbeiten der Ermittlung der zulässigen Steigerung in der Weise zu
Grunde zu legen seien , daß der nach Maßgabe der Dauer ihres Erfolges auf
ein Jahr entfallende Teilbetrag ermittelt werden müsse , es sei rechtswidrig
gewesen , die Baumeisterarbeiten (im Betrage von 13 .000 I( ), die Anstreicher-
arbeiten (im Betrage von 4075 L ), Glaserarbeilen (mit einem Teilbeträge von
2400 I<), die Tischlerarbeiten 2000 L ), die Schlosserarbeiten lim Betrage von
300 L ) und die Schuttverführungskosten (im Betrage von 3400 L ) außer
Betracht zu lassen . Es liege in diesem Punkte ein ungleichmäßiger Vorgang
insoferne vor , als die Dachdeckerar beiten und ein Teil der Glaserarbeiten
anerkannt worden sind , trotzdem sich auch die übrigen Erhaltung kosten i m
Hinblicke auf die vom Mieter selbst zugebene Bern ach.
lässigung des Erhaltungszustandes  als notwendig erwiesen i

hätten . Die Rechtsauffassung des Mietamtes , derzufolge bei der Ermittlung
des zulässigen Steigerungsperzentes der Zustand , in dem der steigernde Haus¬
besitzer das Haus im Zeitpunkte des Kaufes übernommen hat , zu berück¬
sichtigen sei, würde zu dem' Ergebnisse führen , daß die Mieter im Falle eines
Besitzwechsels günstiger gestellt seien, als im Falle des Verbleibens eines
Hauses in einer Hand . —

4. Es sei nicht zulässig gewesen , der Feststellung der Bcleuchtungskosten
die Kosten des abgelausenen Jahres in der Zeit vom 24 . März 1919 bis
23 . März 1920 zugrundeznlegen mit der Begründung , daß . die 10 Uhr
Torsperre nur als augenblickliche Erleichterung oufgefaßt werden könne " .
Vielmehr hätte die Berechnung auf Grundlage der Annahme der regelmäßige»
10 Uhr Torsperre unter Bedachtnahme auf die in der Sommerzeit eintretende
Verkürzung der Brenndauer erfolgen , im Ganzen somit eine Brenndauer von
141 jährlichen Brennstunden zugrundegelegt werden sollen.

Der Gerichtshof hat folgendes erwogen:
-ui 1. Dieser Beschwerdepunkt erweist sich aus dem doppeltem Grunde

unzulässig , weil die Beschwerde selbst zugibt , daß das Haus , um das es sich
handelt , in vernachlässigtem Zustande gekauft worden sei und daß diejenigen
Jnstandsitzungsarbeiten , deren Kosten nach der Beschwerde zugrundeliegen¬
den Auffassung mit Unrecht bei der Berechnung des Steigerungsperzentes
übergangen worden sind , durch diesen Zustand notwendig geworden sind.

aci 2 und 3 . Die Auffassung , die der angefochtenen Entscheidung zu-
grundetiegt , steht mit der in der Beschwerde vertretenen durchaus nicht im
Widerspruche . Auch das Mietamt teilt , wie die Behandlung der Dachdecker¬
und eines Teiles der Glasirarbeiten beweist , die Anschauung der Beschwerde,
daß Kosten der Erhaltung eines Hauses , die in gewissen mehrjährigen Zeit¬
abschnitten wiederkehre » , mit dem auf ein Jahr entfallenden Teilbeträge
der jährlich wiederkehrenden Erhaltungskosten gleichzustellcn und der Berech¬
nung des Stcigerungsprozentes zugrundezulcgen seien . Es stellt aber , und
zwar vollständig im Sinne der ZA 2 und 10 ter Mieterschutzverordnung,
diesen auch bei einer sorgsamen Instandhaltung eines Hauses nur nach mehreren
Jahren wiedcrkehrenden Erhaltungskosten jene gegenüber , die durch die Unter¬
lassung dieser regelmäßigen Aufwendungen , also durch Vernachlässigung eines
Hauses , über den B -lrag der letzteren hinaus notwendig werden und die, wie
dies der Gerichtshof auch schon in seinem Erkenntnisse vom 2. Dezember 1920,
Z . 5270 dargetegt hat , im Sinne der Mieterschutzverordnung auf die Mieter
nicht überwälzt werden dürfen . Es kann nicht als die Absicht der Mieter-
schutzverordnung entsprechend erachtet werden , daß es dem Vermieter gestattet
sei, die Kosten der Wiederherstellung eines vernachtässigten Gebäudes auf die
Mieter zu überwälzen , die eine solche Herstellung nicht begehrt haben . Es dürfen die
Mieter , auch wenn das von ihnen bewohnte Gebäude von seinem Besitzer in
einen besseren Bauzustand gebracht , erneuert , verbessert oder verschönen wird,
derart , daß auch ihre Wohnungen dadurch gewinne » , dann , w nn sie sich
vorher nicht bereit erklärt haben , deshalb einen höheren Mietzins zu bezahlen,
nicht in die Zwangslage gebracht werden , bloß wegen derartiger einseitig vom
Hausbesitzer getroffener Bauvrrfügungcn in einer Zeit , in der sie, wie die
Mieterschutzmaßnahmen zeigen , geringe Aussicht Häven, einen Wohnungs¬
wechsel vornehmen zu können , einen höheren Aufwand für ihre Wohnung
bestreiten zu müssen . Dies gilt im gleichen Moße gegenüber dem in der
Person unverändert gebliebenen , wie gegenüber einem neuen Eigentümer Die
Frage aber , welche Kosten zu den Kosten der Beseitigung der Folgen der
Vernachlässigung eines Hauses zu zählen seien , ist eine Frage fachlichen In¬
haltes , deren durch die entscheidende Behörde voraenommene Lösung der Ber-
waltungsgerichtshof im Nah -neu des Z 6 des Verwattungsgerichlshofgesetzes
seiner Entscheidung zugrundezulegen hat und demgemäß auch in diesem
Falle seiner Entscheidung zugrundelegen mußte , weil der einzige in dieser
Richtung von der Beschwerde gerügte Mangel der Entscheidung , daß durch
die verschiedene Behandlung einerseits der als Folge der Vernachlässigung des
Hauses entstandenen Kosten und anderseits der> wenn auch in mehrjährigen
Zeitabschnitten wiederkebrenden Kosten einer ordnungsmäßigen Erhaltung
des Hauses eine sich selbst widersprechende Entscheidung gefällt worden sei,
nicht begründet ist.

rrck4 . Was die Frage der Beleuchtungskostm anbelangt , so vermochte
der Gerichtshof darin , d --ß das Mietamt angesichts des durch die bestehenden
Ausnahmsverhältnisse hervorgerufemn Wechsels des Inhaltes der behördlichen
Torisperre und Beleuchtuvgsvorschri len , sowie der hiedurch hcrvorgerufeuen
Unsicherheit der künftigen polizeirecblltchen Gestaltung des Hausbeleuchtungs¬
wesens seiner Berechnung die den behördlichen Vorschriften entsprechende Brenn¬
dauer in der dem Anträge der Beschwerdeführer unmittelbar vorhergegangenen
Verwalttingsperiode zugrundegelegte , eine Gesetzwidrigkeit umsowen -ger zu er¬
blicken, als ß 10 der Mieterschutzvcrordnung den Beschwerdeführern die Mög¬
lichkeit eröffnet , eine weitere Erhöhung des Mttzinse nach Maßgabe der späteren
Gestaltung des Beleuchtungswesens für die Zukunft zu bewirten.

Die Beschwerde mußte darum als unbegründet abgewiesen werden.

7 .
Mietzinsberechnung unter Zugrundelegung

der Mietzinse vom Jänner 1» L7.
1 . Es ist zulässig , der Berechnung der Mietzinserhöhung

die Mietzinse vom Jänner 1917 zugrundezulegen , wenn seither
keine Zinssteigeruug stattgefunden hat.

2 . Dem Mietamte kommt lediglich die Entscheidung darüber
zu, ob und in welchem Ausmaße eine Zinssteigerung zulässig
ist, dagegen ist für die Frage , von welchem Zeitpunkte ange-
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fanqen , die zulässig erkannte Erhöhung vom Vermieter den
Parteien gegenüber geltend gemacht werden kann , zivilrechtlichen
Charakters und von den ordentlichen Gerichten zu entscheiden.

3 . Es begründet einen Mangel des Verfahrens , wenn das
Mietamt seiner Berechnung andere Beträge zugrundelegt , als
jene , die der Vermieter in seine Ausstellung ausgenommen hat,
ohne daß aus der Begründung der Entscheidung zu entnehmen
ist aus welchem Grunde die einzelnen Posten niedriger ein¬
gestellt oder ganz ausgeMden worden sind . (Verwaltungsgerichts¬
hoferkenntnis vom 2l . Jänner 1921 , Z . 307/21 . M .Abt.
15 , 4003/21 .)

Der Bermaltmigsgerichtshof hat über die Beschwerde des Felix
und Karl A. gegen die Entscheidung des Mietamtes Xlll , der Stadt
Wien vom 7 . Juli 1020 , Z . 383/20 , betreffend eine Mietzinserhöhung
die angefochtene Entscheidung teils wegen mangelhaften Verfahrens,
teils als -gesetzlich nicht begründet aufgehoben.

Entscheid ungsgründe : Der Eigentümer des Hauses, Wien
13 P -Straße 6b , stellt - mit der Eingabe vom 9. Mai 920 beim Mietamt-
Wien , XIII das Begehren , die Erhöhung der Mietzinse um 32 Prozent ab
Mai 1920 als zulässig zu erklären . Hierüber erkannte das Mietamt nach
mündlicher Verhandlung mit Entscheidung vom 7. Juli 1920 , Z . 383 eine
Erhöhung der M elzinse im Ausmaße von 14 Prozent ab August 1920 für
zulässig , weil von Seite des Hauseigentümers anrechenbare Auslagen un
Betrage von 4397 L einschließlich des Steuerzuschlages nachgewicsen wurden.
Bei einem Bruttozinse von 36 .000 X ergebe sich nur eine 14prozent,ge
Steigerungsquote . Als Grundlage für die Berechnung der Erhöhung gelt - der
Mietzins , der am 1. Jänner 1917 gezahlt wurde.

Diese Entscheidung wird in der Beschwerde zunächst wegen Gesetz¬
widrigkeit angefochten , weil das Mietamt die Steigerung mit Unrecht erst vom
1 August 1920 als zulässig erklärt habe , da sie als Grundlage der Berechnung
nicht die am 1. Mai 1920 , sondern die am 1. Jänner 1917 gezahlten Miet¬
zinse annehme und die gesteigerten Verwaltungsauslagen nicht berücksichtigt
habe . Die Beschwerdeführer bemängeln ferner das Verfahren , weil die ange¬
fochtene Entscheidung nicht entnehmen lasse, welche Mehrauslagen die belangte
Behörde im einzelnen als zulässig erkannt und bei welchen sie diese Voraus¬
setzung nicht als gegeben erachtet und aus welchem Grunde cs di - Aus-
scheidung vorgenommen habe . Der Steuerzuschlag sei zwar mit 33 Prozent
angegeben , in Wirklichkeit aber nur mit 16 Piozent berücksichtigt worden und
für die Annahme eines Bruttozinses von 36 .000 X f-hle jede Grundlage.

Der Berwaltungsgerichishos hat hierüber nachstehendes erwogen:
Zunächst konnte leine Gesetzwidrigkeit darin erkannt werden , daß das

Mietamt der Berechnung der Mietzinserhöhung jene Mietzinse zugrunde gelegt
hat die aiff 1. Jänner 1917 gezahlt wurden , weil die Ministerialvererdnung
vom 26. Oktober 1918, Z . 381, R .-G -Bl ., ausdrücklich von der Erhöhung
des Mietzinses spricht , den der Mieter bisher  oder den der letzt- Mieter zu
zahlen halte und die Beschwerdeführer in ihrem Gesuche vom 9 . Mai 1920
um Entscheidung über die zulässige Höhe der Mielzinssteigrrung ausdrücklich
angegeben haben , daß di - Zinse noch niemals gesteigert worden seien.

Unzutreffend ist ferner die Einwendung , daß die belangte Blkörde die
gesteigerten Verwaltungsauslagen unberücksichtigt gelassen Hab?. Denn wie
aus der in den Akten erliegenden Aufstellung zu ersehen ist, hat das Mietamt
seiner Berechnung eine Steigerung  der Verwaltungsauslagen um 720 X
zugrunde gelegt und in diesem Pauschalansatze offenbar auch die von den
Beschwerdeführern noch abgesondert verrechnten Barauslagen berücksichtigt . In
eine Ueberprüfung der Angemessenheit dieses Pauschalansatzes vermochte der
Verwaltungsgerichtshof gemäß § 3 , lit . o, seines Gesetzes nicht einzugehen.

Was dagegen den Termin anbelangt , von dem angefangen das Mietamt
die Steigerung als zulässig erkannt hat , so rechtfertigt es die Festsetzung des
Augusttermine 's in der Gegenschrift damit , daß die Parteien von der bevor¬
stehenden Erhöhung des Mietzinses nicht rechtzeitig , das ist in der Zeit zwischen
dem 1. und 12 . Februar 1920 , in Kenntnis gesetzt wurden und daher nicht
in der Lag - waren , sich durch Kündigung des Mietvertrages der Erhöhung
der Mietzins - ab Mai 1920 zu entziehen . Demgegenüber ist jedoch darauf
hinzuweisen , daß dem Mietamt - lediglich die Entscheidung darüber zukommt,
ob und in wilchem Ausmaße auf Grund der eingetretenen Erhöhung der
Auslagen für die Erhaltung und Verwaltung des Hauses , der öffentlichen
Abgaben und der Zinse von den Pfandschulden eine Steiaerung der Mietzinse
grundsätzlich  zulässig erscheint , daß dagegen für die Frage , von welchem
Zeitpunkte angefangen der Vermieter berechtigt ist, eine als zulässig erkannte
Mletzinserhöhung von den Parteien auch tatsächlich  zu beanspruchen , das
zwischen ihm und den Mütparleieu bestehende zivilrechtliche BertragsverhältniA
maßgebend ist.

Hat daher das Mietamt in einem bestimmten Falle di - Zinserhöhung
von einem festgesetzten Termine angefan en als zulässig erklärt , so kann dieser
Bestimmung nur die Bedeutung zukomntiN , daß von diesem Ze tpunkte ange-
sangen , frühestens  die Zinssteigerung als grundsätzlich zulässig
zu gelten hat . Im gegebenen Falle hat aber das Mietamt lediglich im Hin¬
blicke auf die zivilrechtlichen Vertragsverdältnisse zwischen dem Vermieter und
den Mietern einen späteren Termin festgesetzt als für den der Haus-
eigentümer eine Erhöhung der Auslagen naebgewiesen hatte und es hat damit
d,e Grenzen der ihm zustehcnden Enticheidungsgewalt überschritten . Desgleichen
war die Beschwerde hinsichtlich der gerügten Verf .-chrungsmängel als »-gründet
zu erkennen . Das Mietamt hat nach Inhalt der bereits erwähnten Aufstellung

mit Ausnahme der Auslagen für die Kaminfegung , die Feuerversicherung und
einen Wasserschaden bei allen übrigen von du Vermietern geltend gemachten
Auslagen seiner Berechnung andere Beträge zugrundegelegt als sie m der
Ausstellung der Vermieter enthalten waren , ohne daß aus der Begründung
der Entscheidung zu entnehmen wäre , aus welchem Grunde d-.e einzelnen
Posten mit niedrigeren Beträgen angenommen oder ganz ausgeschieden worden
siud . Di - nachträgliche teilweise Aufklärung dieser Unterschiede ,n der Gegen-
schrift vermag diesen Mangel der -Entscheidung und die damit verbundene
Beeinträchtigung der Beschwerdeführer in der Wahrung ihrer Rechte n cht zu
beheben . Hiebei muß gegenüber den bezüglichen Ausführungen >n der Gegen¬
schrift noch bemerkt werden , daß die gänzliche Ausscheidung der Kosten der
anläßlich eines Wohnungswechsels ditrchgeführtcn Malerarbeiten nur dann
gerecbtferligt wäre , wenn die Notwendigkeil dieser Arbeiten nicht durch die
gewöhnliche Abnützung der Wohnung herbeigeführt worden wäre , was im
Streitfälle noch hätte fcstgest llt werden müssen.

Als einen wesentlichen Verfahrensmangel mußte der Verwaltungs-
gerichlshof fcrmr den Umstand anerkennen , daß in der den Beschwerdeführern
zugestellten Ausfertigung der angefochtenen Entscheidung ausdrücklich von der
Einrechnung eines 83prozeni >gen Süucrzusckleges gesprochen wird , wogegen
in Wirllichkcit der Berechnung der zulässigen Mielzinserhöhung nur ein
16prozentiger Steuerzuschlag zugrundegelegt wurde ; denn dieser Widerspruch
l eß den von der belanglcn Behörde beabstchliglen wahren Inhalt der ange¬
fochtenen Entscheidung nicht erkennen , indem die Beschwerdeführer aus der
Anführung eines 33prozentigen Steuerzuschlages im Hinblicke auf die Uwung
anderer Mielämter die — allerdings durch die tatsächliche Berechnung Nicht
verwirklichte — Absicht des Melanites vermuten konnten , ihnen einen 33prozen°
tiqen Steuerzuschlag zugute zu rechnen . ^ . ..

Endlich ergibt sich auch lür den von der belangten Behörde ihrer
Berechnung zugrundegelegien Bruttozins von 36 .000 X in den Ver¬
handlungsschi lsten kein Anhaltspunkt , oa in der von den Vermietern vor-
gelegten ' Aufstellung der Bruttozins nur mit 31 .370 L angegeben erscheint und
nicht zu entnehmen ist und auch durch das Ergebnis der Verhand ung vor dem
Verwaltungsgerichtshofe nicht -hinreichend aufgeklärt wurde , auf welcher Grund¬
lage das Mietamt zu dem von ihm aufg nommenen erhöhten Brultozmse von
86 .000 X gelangt ist. . . . m .

Aus diesen Gründen mußt - mit der Aufhebung der angefochtenen Ent-
scheidung vorgegangen werden.

8 .
Erhöhung des Mietzinses für eine bestimmte Periode.

Für die Erhöhung der Mietzinse für eine bestimmte Periode
sind die während dieser Periode bereits tatsächlich eingetrelenen
Erhöhungen in Betracht zu ziehen . Das sind aber jene Aus¬
lagen , die in diesem Zeitpunkte bereits feststanden , nicht aber die
Auslagen , für eine vorangegangene Zeitperiode , auf welche sich
der zu erhöhende M 'etzins nicht bezieht . (Erkenntnis des Ver¬
waltungsgerichtshofes vom 20 . Jänner 1921 , Z . 271/21,
M . Abt . 15 , 2005/21 .)

Der Verwaltangsgerichtshof hat über die Beschwerde des Albert
G . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes für den 14 . Bezirk
in Wien vom 4 . Juni 1920 , Z . 17 - /20 , betreffend eine Mietzins-
erhöhuug die angefochtene Entscheidung als gesetzlich nicht begründet
aufgehoben.

Ents ch ei d ung s grün  d e:  Heber Antrag des Mieters Franz D . und
Konsorten auf Entscheidung über die Zulässigkeit der Erhöhung des Mietzinses
im Hause Wien , 14 . G .-Gasie 37 , T . 1- 17 . bestehend aus zwei Geschästs-
lokalen und 15 Kleinwohnungen bat das Mietamt Wien XIV . nach der am
4 . Juli 1920 dnrchgeführtcn mündlichen Verhandlung entschieden , daß die zum
1. April 1920 vorgenommene Erhöhung des Mietzinses für die angeführten
Wohnränme gemäß ZZ 2 und 10 der Mielerschutzverordnung an Stelle der be¬
absichtigten Erhöhung von 60 Piozent nur bis zum Betrage von 51 Prozent der
Zins - des Jahres 1914 zulässig sei. Der jährliche Mehraufwand für die Er¬
haltung und Verwaltung des Hauses im Vergleiche mit dem Jahre 1914 be¬
laufe sich auf 2350 X 60 d , welcher Betrag bei einem Gesamt !» uttozllis von
7380 X samt 60 Piozent Sttucrzuschliige die Steigerung der Zinse vom Jahre
1914 bloß im Ausmaße vor . 51 Prozent rechts , rüge . Dem Antrag - des Ver¬
treters des Hauseigentümers , die Kosten der elektlischen Hausbeleuchtung nach
deiO fixen Betrage von 66 pro Hektowattstunde für die Zukunft zu berechnen,
wird kerne Folge gegeben , weil sowohl die Höhe des Konsums als auch die
Kosten dieser Beleuchtung nach Ansicht des Mietamtts als veriable Ausgabe¬
posten zu betrachten sind und demnach bei der Berechnung der dlessälllgen
Auslagen der durchschnittlic >e faktische Konsum zu berechnen ist. Di - Beschwerde
bekämpft die Herabsetzung der Zinserhöhung auf 51 P,oz >nt . Beichwerdeführer
habe in der Berechnung die Auslagen für die Stiegenbeleuchtung vom 1. Mai
1920 ob unter Anwendung des le--ten Strompreises nach Maßgabe des tat¬
sächlichen Konsums des Jahres 1919 zugrundegelegt und stelle der Unt ->Ich>ed
zwischen dem so ermittelten Betrage und den tatsächlichen Auslagen sür die
Sliegenbeleuchiung im Jahre 1914 den aus die Mieter zu üdcrwälzenden Mehr¬
aufwand dar . Demgegenüber bat die Behörde diesen Mehraufwand derait be¬
rechnet , daß sie die Differenz zwischen den tatsächlichen Auslagen im Jahre 1^19
und den tatsächlichen Auslagen im Jabre 1914 als Mehraufwand annahm.
Damit wird der Durchschnitt des sprunghaft sich erhöhenden Preise « des Stromes



54

6/4 auf 66 ü mit 17 pro Hektoivattstmide in den abgelaufenen zwölf Monaten
zur Grundlage der Berechnung genommen , während doch für die Bestimmung
eines künftigen Zinses einzig und allein die in der kommenden Periode gellenden
Gas - und Eiektrizitätspreise , letzter - mit 66 ü pro Hektowattstunde , in An¬
wendung gebracht werden können . Die Auslegung der Mieterschutzverordnung
durch das Mielamt verschlechtere noch die Lage der Hauseigentümer in einer
bei Erlassung des Gesetzes gar nicht vorgesehenen Weise . Die Begründung des
MietamleS , daß sowohl die Menge des Konsums als auch die Höhe der Be-
leuchtungskosten eine veriable Größe seien , ist unrichtig , weil infolge der Spar¬
maßnahmen des Jahres 1919 die damaligen Kosten ein Minimum der Kosten
darstellen , unter welches auch für die Zukunft nicht herabgegangen werden
kann . Ebenso willkü sich sei die Annahme , daß für die Zukunft eine Verbilligung
des Strompreises emtreten werde , so doß bei Annahme des Preises vom April
1920 eine Benachteiligung der Parteien vorliegen würde . In diesem unwahr¬
scheinlichen Falle könnten noch die Mieter eine neuerllche Entscheidung des
Mretamtes Hervorrufen . Die richtige Modalität , sei die beantragte vierteljährige
Berechnung des Konsums und eine Berücksichtigung desselben bei der Miktzins-
erhöhung auf Grund des letzten Preises . Dem Rechte entspreche es, daß bei

Hierüber erwog der Vcrwaltungsgerichkshof nachstehendes:
ständigen Auslagen die Ueberwälzung stattfinde , ohne Rücksicht darauf , ob zur
Zeit der Zinserhöhung die Auslagen schon bestritten wurden oder nicht.

Nach Z 2 der Mieterschutzverordnung darf die Erhöhung des Mietzinses
samt Nebengcbühren , den der letzte Mieter zu zahlen hatte , nur in dem Maße
vereinbart werde », als diese begründet ist durch die nach Kriegsbeginn „ein¬
getretene " Erhöhuug der regelmäßigen jährlichen Auslagen für die Erhaltung
und Verwaltung des Hauses einschließlich solcher Auslagen für die B -istellung
von Licht oder Heizung . Im vorliegenden Falle handelt es sich darum , mit
welchem Betrage di - Erhöhung der Kosten für die Beleuchtung des Hauses
des Beschwerdeführers für die Erhöhung der Zinse vom I . April 1920 an in
Betracht gezogen werden kann . Die angefochtenc Entlchcidung bezeichnet als
diese auf den Mietzins anrechenbare Erhöhung der Beleuchtungskosten den
faktischen Konsum des vergangenen  Jahres 1919 nach Maßgabe des
damaligen  Preises des elektrischen Stromes , während Beschwerdeführer
bei nichtbestritkener Meng - des Verbrauches den tatsächlichen Konsum an
elektrischem Lichte für die Zeit vom 22 . Jänner 1919 bis 22 . Jänner 1920
mit 1483 Hektowattstunden nach Maßgabe des Preises vom April  1920 per
66 1, bei d>r Erhöhung der Mietzinse in Anschlag bringe » will . Der Ver-
waltungsaerichtshof erachtete nun , gestützt auf die näheren Ausführungen in
feinem Erkenntnisse vom 30 Dezember 1920 , Z . 5938 , die Anschauung der
Behörde , wonach die für die Erhöhung der Mietzinse vom I . April 1920 an
in Betracht kommend - Eihöbung der Auslagen für die Beleuchtung nach deren
Höhe während einer abgelaufeneu Periode maßgebend sein soll, als den Be¬
stimmungen der Mieterschutzverördnung nicht entsprechend . Denn es liegt im
wirtschaftlichen Zwecke der Mieterschutzverördnung , daß die dem Hauseigentümer
latsächüch treffende Erhöhung der regelmäßigen , in der Verordnung angeführten
Ausgaben , auf die Mieter überwälzt werde , das heißt , ihre Deckung in einer
-»sprechenden Erhöhung der Mietzinse finde . Daraus folgt , daß für die Er¬
höhung der Mietzinse für eine bestimmte Periode die während dieser
Periode  bereits tatsächlich ein getretene Erhöhung  jener Auslagen
in Bet,acht zu ziehen ist. Die im Zeitpunkte , von welchem an der Zins erhöht
werden soll, nämlich am 1. April 1920 , eingetretene Auslage für di - Beleuch-
tung , ist aber j -ne Auslage , die in diesem Zeitpunkte bereits fest stand,  nicht
aber die Auslage für eine vorangegangenc Zeitperiode , auf welche sich der zu
erhöhende Mietzins nicht bezieht . Es tonnte sich somit die Erhöhung der Miet¬
zinse nur nach der Erhöhung der Kosten der Beleuchtung für Zeiträume vom
I . Ap >il 1920 an richten , wobei etwaigen Verändemngen der Verhältnisse nach
Maßgabe des Z 10 der Verordnung Rechnung zu tragen wäre . Es war daher
die Entscheidung , die zur Grundlage dieser Erhöhung die Auslage » des Jahres
1919 nahm , als auf einer irrigen Rechtsanlchauung beruhend nach 8 7 des
Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .- G -Bl . Nr . 36 er 1876 , auszuyebcn.

ll. Normativ bestimmnngen.
«

Maßnahme » zugunsten der städtischen Pensions-
Parteien

Gemeinderatsbeschluß vom 10 . Juni 1921.
I . Abschnitt.

Die vor dem 1. Oktober 1920 in den Ruhestand ' versetzten Angestellten
der Gemeinde Wien und ihrer Unternehmungen einschließlich der Lehrpersonen
und die Hinterbliebenen nach Angest llten , die vor diesem Tage gestorben sind
oder in den Ruhestand versetzt wurden , erhalten mit . den unten angeführten
Ausnahmen

1. aus dem Titel der Angleichung ihrer fortlaufenden Ruhe - und Ver-
sorgungsgenüsfe an die auf Grund des 1. Abschnittes des Gemeinderats-
beschlufscs vom 22 . Oktober 1920 , P . Z . 15482 , bemessenen Ruhe - und Ver-
forgungsgenüsse und

2 . aus dem Titel der Angleichnng der ihnen auf Grund des 2 . Ab¬
schnittes des obigen Beschlußes zuerkannten Teuerungszulagen an die den
ZivilstaatslBundksjangesteüten mit dem Gesetze vom 17 . März 1921 , R .-G-
Bl . Nr . 167 (Nachtrag zum Pensiomst -ngesetz) , gewährten Teuerungszulagen
für die Zeit vom 1. Oktober bis 31 . Dezember 1920 eine einmalige Zu¬
wendung nach Maßgabe der Tabellen I L und II4 . und der nachstehenden
B stimmumen.

Die unter Punkt 2 bezeichnet Zuwendung wird auch jenen Pensions-
Parteien gewährt , deren Ruhe - und Versorgungsgenüsse auf Grund des
1. Abschnittes des Gemeinderatsbeschlusses vom 22 . Oktober 1920 , P . Z . 15482,
bemessen wurden.

Ausgenommen sind Pensionsparteicn , deren Ruhe - und Versorgungs-
genüffe nach Kollekiivvertragsbestimmungcn bemessen sind oder aus der Pen-
sionskasse der städtischen S raßenbahnen liquidiert werden , ferner Pmsions-
parteien , welche die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzen, endlich
ehemalige Angehörige emer Angestelltenkategorie , deren Dienstverhältnis gegen¬
wärtig durch Kollektwverlrag geregelt ist, und die Hinterbliebenen nach solchen
Angestellten . -

I. Angestellte im Ruhestande.
ei.. Die in das Rangsklasfenschema der früheren Dienstpragmatik und

die in das Bezugsklassenschema der Allgemeinen Dienstordnung eingereihten
Angestellt, » , die

in der

IV

VI

VII

VIII

Bezugs

! !
4
3

IX

XI

vor turn 1 Mai
IMS

zwischen dem
I . Mo und st . De¬

zember ISIS

zwilchen dem
1. Jänner und

SV. September IS20

in den Ruhestand versetzt wurden , erhallen eine Zuwendung

^ ir ll

ll .120
9 .640

9.860
11 . 160

9 .860

7.460'
6 .940
6 .420

5 .410
4 .780
4 .300
3 .820

8 320
3 580
3 .120
2.600

2 .360
2.210
2. 100

1.910
I 760
I 580

1.510
1.100

1.140

'b « L -ta^

9 800
8 .760

9 .200

7 .880

6.100
5 .560
5 .040

- 8

8 ^

5 .500
5 .200

1 .800

4 200

3 .280
3010
2 .800

4 .640
4 120
3 .680
3 .240

1 .050

3 .020

2 .680
2 .3r0

1.050

2 .380
2 .240
2.100
1980

1.090

1.260

1.980
1.840
1.720
1.580

1.540
1 .400
1.280
1. 140

1.060
1 . 150
1 260

2.560
2 .320
2 .lr0
1.920

1.760

1.600
1 .440

1.650

1.380
1 320
1 .260
I 200

1. 140
1.080
1020

960

900 '
810
780
720 1.680

*) Die Gewährung des mit 2 bezeichnet » ! Teiles der Zuwendung ist in
allen Fällen vom Wohnsitze im Jnlande abhängig.

Die im Oktober 1920 in den Rnheüanir versetzten Angestellten erhallen
eine gleichfalls vom Wohnsitze im Jnlande abhängige Zuwendung von 1200 L.

L . Die nicht in das Rangsklassenichema der früheren Dienstpragmatik,
beziehungsweise in das Bczugsllasscnschema der Allgemeinen Dienstordnung
eingereihten Angestellten und Lehrpersonen erhalten die odigen Zuwendungen
unter Zugrundelegung der seinerzeitigen Pensionsbemessungsgrundlage , und
zwar die
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vor dem 1- Mai
IS19

zwischen dem I Mai
und 31. Dez. 1919

zwischend. 1. Jän
u. 31. Dez. 1920

in den Ruhestand Pers -tzien bei einer semerzeiligeii
Penfionsbemessungsgrundlage bis einschließlichKronen

22.000
20.000

17.000
13.000

36.000
32.000

27.000
24.000

57 200
52.000

48.000
42.000

nach der
Bezugs-

klaffe ! stufe

10.500
9.700
8.900

18.900
17.700
16.500

32 800
30 400
28.000

8.800
8.200
7.600
7.000

15.000
13 800
12.800
11.800

25.600
23.200
21.200
19 200

6.700
5.900
5.500

10.700
9.900
9. 100

17.600
16.000
14.400

4.900
4.700
4.500

8 400
8.100
7.800
7.500

13800
13 200
12 600
12 000

4 000
3.800
3.600

6.900
6.600
6.300
6.000

11.400
10.800
10.200
9.600

3,200
3.000

2.800

5.500
5.200
4 900
4.600

9.000
8400
7.800
7 200

Die im Oktober 1920 in den Ruhestand versetzten Angestellten erhalten
unter der Voraussetzung des Wohnsitzes im Inland - eine Zuwendung von 1200 X.

Angestellte mit Ruhebezügen, deren seinerzeit' ge Pcnstonsbcmeffungs-
grundlage die niedrigsten Beträge der Tabelle 18 deS maßgebenden Zeit¬
abschnittes nicht er>eicht, erhallen unter der Voraussetzung des Wohnsitzes im
Jnlande , wenn sie vo, dem 1. Oktober 1920 in den Rudestand versetzt wurden
einen Betrag von 2400 X ; wenn sie im Oktober 1920 in den Ruhestand
versetzt wurden, einen Betrag von 1200 X.

Als Pensionsbemessu-gsgrundlage gilt nur der Gehalt samt Dienstalters,
zulagen und da« Quarnergeld (der Mietzinsbeitrag ).

II . W i t w e n.
X. Di - Witwen nach dem im Punkte IL bezeichnet-,! Angestellten erhalten,

wenn die seinerzeilige Bemessung ihrerV -rsorgungsgeuüffe aus Grund der in derZeit

vor dem 1. Mai
1919

zwischen dem l . Mar
und 31 . DezcMber

191S

zwischen dem I. Jänner
und 30 . September

1920

in Geltung gestandenen Aktrvitätsbezüge erfolgte

in der Ncm .iß-
(Bezugs -k nsse

IV (1j
V (2>

VI (3j
VII (4)

VIII (5>
IX (6,
X (7)

XI (8)

6130
5600
3520
2000
1420
1210
966
650

tOO
100
100
10O
100
100
100
350

4380
3940
2520
1620
1160
990
790
570

100
100
100
100
100
100
2>0
430

KZ 2Z-

2600
2100
1400
960
720
600
480
360

400
400
400
400
400
400
520
610

» >Di - Gewährung des mit s bezeichnete » Teiles der Zuwendung ist i » allen
Fällen vom Wohnsitze >m Jnlande abhängig.

Witwen, deren Gatten im Oktober des Jahres 1920 in der Aktivität
gestorben sind, erhalte» eine gleichfalls vom Wohnsitze im Jnlande abhängige
Zuwendung von 400 X.

8 . Die Witwen der im Punkte '18 bezeichnten Angestellten erhalten
obige Zuwendungen unter Zugrundelegung ihrer ursprünglichen Wilwenpension,
und zwar

wenn die Witwenpension nach den in der Zeit

vor dem 1. Mai
1919

zwischen dem I. Mai
und 31. Dez. 1919

zwischen dem l .Jän.
und 30. Seht . 1820

in Geltung gestandenen Akliviliitsbezügen bemessen wurde mit
höchstens Kronen

4.000
3.560
2.800
2.200
1.800
1680
1.120

16.000
12.000

8.250
5.900
4.550
3.750
3.000
2.300

26.000
21 000
14000
9.600
7.200
6.000
4.800
3.600

-bH
S 5-

Witwen, deren Gatten im Oktober 1920 in der Aktivität gestorben sind,
erhalten unter der Voraussetzung des Wohnsitzes im Jnlande eine Zuwendung
von 400 X.

Witwen mit Versorgnngsgenüffcn, deren ursprüngliche Höhe die Mmdest-
beträge der Tabelle 1l 8 des maßgebenden Z -itabschn lies nicht erreichte,
erhalten unter der Voraussetzung des Wohnsitzes im Jnlande einen Betrag
von 1000 X, wenn aber der Gatte im Oktober 1920 in der Aktivität ge¬
storben ist, unter der gleichen Voraussetzung einen solchen von 400 X.

III . Waisen.
Die im Genüsse eines Erziehungsbeitrages stehenden Waisen nach ver¬

storbenen Angestellten der im Punkte 1 bezeichnten Art erhalten eine Zu¬
wendung im Ausmaße des fünften Teiles der den Witwen nach Punkt II X 1
gewährten Zuwendung . Die Vollwaisen nach einem Angestellten erhalten von
der den Witwen nach Punkt IIL 1 gewährten Zuwendung einen gemäß
Z 57, Abs. 3 der Allgemeinen Dienstordnung zu berechnenden Teilbetrag,
außerdem alle gemeinsam unter der Voraussetzung des Wohnsitzes im Jnlande
einen Betrag von 100 X.

2. Abschnitt.

1. Für Pensionsparteien , denen nach der Pensionierung außerordentliche,
nicht auf Rechtsnteln beruhende Erhöhungen der normalmäßigen RuhesVer-
sorgunzssgenüffe bewilligt wurden oder denen ein Zuschlag gemäß Punkt 2
des 2. Abschnittes des Gemeinderatsbrschluffes vom 4. November 1920,
P . Z . I6I33 , in di- Pension eingerechnet wurde, verringert sich di- Zuwendung
um den auf die Monat - Oktober, November und Dezember 1920 entfallenden
Teil dieser Erhöhungen.

2. Ehemalige Angest-llt- der im I . Abschnitte dieses Beschlusses bezeichnten
Art und Hinterbliebene nach solchn Angestellien, die im Genuss- von außer¬
ordentlichen, ohne rechtliche Verpflichtung. j -d»ch nicht neben normalmäßigen
Ruhe- und Bersargungsgenüffcn sorilaufend gewährten Zuwendungen (Gnaben-
gaben) stehen, erhalten eine einmalige Zuwendung im Betrage von 600 X.

3. Der Bezug der mit diesem Beschluss- gewährten Zuwendungen ist in
der Regel davon abhängig, daß der noch den »bigen Bestimmungen Bezugs-
berechtigte am Tage dieses Beschlussesnoch am Leben ist ; der Gemeinderats¬
ausschuß für Personalavgelegenheiten und Verwaltungsreform , beztehungs-
weise hinsichtlich der P -nsionsparteien der städtischen Unternehmungen der
Stadtsenat , wird jedoch ermächtigt, in rücksichlswürdigen Fällen hievon abzu-
gehen und überhaupt die zur Durchführung erforderlichen Beschlüsse zu fassen.

4. Der Magistrat wird angewiesen, innerhalb derselben Frist , welche im
2. Abschnitte, Punkt rVc deS Gememderatsbeschluffes vom I I. März 1921,
P . Z 3000, für die Erstattung eines Berichtes Uber die Durchführbarkeit der
einheitlichen Angleicheng der Bezüge der Altp-nsionist-n an jene der Neu-
Pensionisten festgesetzt wurde, auch Anträge zu stellen, wonach sämtliche Pen-
sionsparteien lausend ab 1. Jänner 1921 Mindestens jene Bezüge erhalten,
die sich bei Anwendung der Grundsätze des Nachtrages zum Pensionistengesetze
ergeben.

1V

Auslösung der Liquidierungsstelle der Magistrats¬
abteilung 42 und der Gruppe » des städtische»

Rechnungsamtes.
Erlaß des Magistrats-Direktors Dr. Karl Hartl  vom

30. Juni 1921, M.D. 4090 ex 1921:
Der Herr Bürgermeister hat am 29. Juni 1921 nachstehenden Erlaß

an mich gerichtet:



„Da die Arbeiten für die Liquidierung der Geschäfte der mit meiner
Verfügung vom 3 . Oktober 1919 ausgelassenen Stelle 6 und der Kartoffel-
abgabestelle des Bezirkswirischastsamtes im Wesen beendet sind , ordne ich
unter Behebung meines Erlasses vom 3 . Oktober 1919 (vgl . Normale Nr . 31
er 1919 ) an:

Mit 80 . Juni 1921 ist sowohl die Liquidierungsstelle der Magistrats¬
abteilung 42 als auch die Gruppe 3 des städtischen Rechuungsamtes aufzulösen.
Jene Geschäfte , welche sich aus der Durchführung der restlichen Ag » den der
genannten Liquid ' erungsstelle , wie Prozesse , SchiedSgerichtssprüche , Austragung
der wenigen noch nicht erledigten strittigen Fälle u . s. w . sowie aus der
behördlichen Tätigkeit dieser beiden aufgelösten Stellen des Bezirkswirtschafts-
amles ergeben , sind von nun an von der Magistralsableilung 42 , die
rechnungsmäßige bücherliche Durchführung dieser Geschäfte bis auf weiteres
von der Gruppe 2 zu besorgen.

Die hiedurch bedingte Aenderung der Geschäftseinteilung der Magistrats-
abteilung 42 wird genehmigt ."

In Durchführung dieses Erlasses werden die im Schlußabsatze des
Normales Nr . » I ex 1919 getroffenen Anordnungen aufgehoben.

Die Geschäflseinteilnng für den Magistrat der Stadt Wien wird dem¬
gemäß in folgender Art abgeändert:

Bei der Aufzählung der Geschäfte der Magistratsabteilung 42 ist nach
dem ersten Gegenstände : „ Lebensmittelversorgung ; grundsätzlich Angelegen¬
heiten " anzufügcn „und Durchführung der restlichen Geschäfte aus der
Liquidierung der aufgelassenen Stelle 6 und Kartoffelabgabcstelle des Bezirks-
wirtschaflsamtes . "

Dagegen ist im Anhänge -zur Aufzählung der Geschäfte der Magistrats,
abteilung 42 folgendeMAbsatz zu streichen : „Magistraisabteilung 42/L Be¬
schaffung von Kartoffeln ; Gemüse , Obst - und Obsterzeugnissen ( in Liquidierung ). "

IS.

Hausierhandel von Wienern am Lande.
Aus dem Erlasse des Bundesministeriums für Handel und

Gewerbe , Industrie und Bauten vom 2b . April 1921 , Z . 22450/1/5 b
Hand . ; M .Abt . 53 , 1589/21:

Als Ergebnis der am 11 . April 1921 beim Bundesministerium abge-
haltenen Besprechung werden folgende Richtlinien und Anregungen für die
fernere Behandlung ver Hausierer in Wien aufgestellt , um deren gewissenhafte
Einhaltung im Interesse aller Beteiligten , aber auch der Hausierer selbst,
dringend ersucht werden darf.

Neue Hausi erbewilligungen  sind künftighin nur ganz aus¬
nahmsweise und nur an besonders rücksichtswürdige  Personen
zu erteilen . Als solche kommen nur offenkundige Kriegs invalide,
Kriegerwitwcn  und sonstige Personen , die zu k e i n e m a n d e r e n
Erwerb  mehr geeignet sind , in Betracht . Aber auch in diesen Fälln ist der
Kreis der mit Hausierbewilligungen zu beteilenden Personen auf dicsciligen
einzuschränken , die in Wien schon langeZeir  a n s ä s s i g sind und
außerdem nicht erst vor kurzem die Staatsbürgerschafts - oder Optionserklärung
abgegeben haben.

Was die Verlängerung von H a u si e r b e w i ll i g u n g e n anlangt,
so ist ein kräftiger Abbau  unerläßlich.

Hiebei wird als Grundsatz aufgestellt , daß nur jenen Personen der
Hausierpaß zu verlängern ist , die mindestens schon 10 Iahre  un¬
unterbrochen den Hausierhandel anstandslos auSgeübt haben und sich daher
kaum mehr in einen neuen Beruf einzuleben vermöchten . Außerdem sind
natürlich von den l isherigen Inhabern von Hausierbewilligungen jene Personen
zu berücksichtigen , die im vorstehenden Absätze betreffend die neuen Hausier-
bewilligung -n als zu begünstigende Anwärter  bezeichnet worden
sind , auch wenn sie noch nicht volle 10 Jahre  den Hausierhandel aus¬
üben . Allen anderen Bewerbern find die Verlängerungen zu verweigern.

Verzeichnis der im Bundesgesetzblatte für die
Republik Oesterreich und im Landesgesetzblatte für
Wien veröffentlichten Gesetze , Vollzngsanweisungen,

Verordnungen und Kundmachungen.
/V. Bundesgesetzblatt.

891 . Kundmachung über die Anwendung einzelner Bestimmungen des
Berner Abkommens vom 30 . Juni 1920 im Verhältnisse zu den Bereinigten
Staaten von Amerika.

398 . Angestelltengesetz.
2 93 . Bundesverfassungsgesetz über die Regelung der auf Grund des

Staatsvenrages von Saint Germain sich ergebenden Grenzfragen.
394 . Bundesgesetz Uber die Ablösung der Zinsgründe.
395 . Bundesgesetz betreffend die Abänderung des Journalistengesetzes.
296 . Bundesgesetz über die Mündelsicherheit der vom Lande Steiermark

auszugevcnden Tenschuldverschreibungen.
397 . Verordnung über den Erwerb der österreichischen Bundesbürger-

schaft durch Option auf Grund zehnjährigen Wohnsitzes.

398 . Verordnung Uber die bedingte Entlassung.
399 . Verordnung betreffend die Freigabe des Verkehres mit Ersatz-

lebcnsmnteln.
309 . VI . Verordnung zum Gehaltsklassengesetz vom 30 . Juli 1919.
391 VII . Verordnung zum Gehallsklassengesetz vom 30 . Juli 1919.
393 . Verordnung betreffend Beschränkungen bei der Abgabe von

Neosalvars »n.
393 . Verordnung betreffend die Abänderung der für die Erprobung

von Handfeuerwaffen zu erlegenden Taxen.
394 . Verordnung über das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe.
395 Kundmachung betreffend die Mündelsicherheit der vom Oester-

reichischen Credilinstnut für öffentliche Unternehmungen pnd Arbeiten auszu-
gebendeu Bankschuleveischreibungen.

396 . Verordnung , womit die Vollzugsanweisuug zum HeeresdiSzchlinar-
gesetze der Wehrgesetznovelle vom Jahre >921 in Uebereinstimmung gebracht wird.

397 . Verordnung betreffend die Gebühren für Abfertigungen bei
Straßevzollämtern.

398 . Verordnung über eine Verlängerung der im Pariser Unions-
Verträge zum Schutze des gewerblichen Eigentums festgesetzten Priontälsfristen
zugunsten der Angehörigen des Königreiches der Serben , Kroaten und
Slowenen und der Angehörigen Ungarns.

399 . Verordnung betreffend die vorläufige Regelung der Versorgungs¬
genüsse der Witwen und Waisen der nicht definitiv angestellt gewesenen Bundes -
bahnbedienlicten.

319 . Verordnung betreffend die Aenderung der Sprengel der beiden
Landesgerichte sür Stiafsachen ,n Wie » .

311 . Verordnung betreffend die Uebertragunq der Gerichtsbarkeit in
Strafsachen für die Wiener Gcmeindebezirke Leopoldstadt , Landstraße und
Brigittenau an das Bezirksgericht Josefstabt in Strafsachen und sür die
Wiener Gemeindebezirke Ottakring und Hernals an das Bezirksgericht Fünfhaus.

313 . Verordnung betreffend die Bauten vom 21 . Mai 1921 , mit
welcher die Schwefelkiesbewirtschaftung aufgehoben wird.

813 . Verordnung betreffend die Neufestsetzung der Grundlagen des
Gütertarifs und des Expreßguttarifs der österreichischen Bundesbahnen und
der vom Bunde betriebeiicn Privatbahnen.

L . . Landrsgesrtzblatt sür Wim.
48 . Abänderung des Gesetzes betreffend die Fürsorgeabgabe.
49 . Abänderung der Vollzugsanweisung zum Gesetze über die Fürsorge¬

abgabe.
59 . Verordnung betreffend den Verkehr mit Gefrierrindfleisch.
51 . Sonntagsruhe im Gewerbe der Handelsgärtner , Naturblnmen-

binder und -Händler.
53 . Verordnung betreffend die Festsetzung der Bierpreise.
53 . Kundmachung betreffend die Festsetzung von besonderen Gebühren

für das Röntgeninstitut im Jubtläumsspital.
54 . Abänderung des Gesetzes , wodurch das Recht zur Einhebung einer

Kanaleinmündungsgedühr geregelt wurde.
55 . Kundmachung betreffend die Liste der Sachverständigen in Fällen

der Enteignung zum Zwecke der Herstellung und des Betriebes von Eisen¬
bahnen.

56 . Kundmachung betreffend die im Jahre 1921 in Fällen der Ent¬
eignung zum Zwecke der Ausführung der Wasserstraßen zu verwendenden
Sachverständigen.

57 . Verordnung über neue Höchstpreise für Milch.
58 . Verordnung betreffend Betriebsvorschriften sür das Platzsuhrwerk

in Wien.
59 . Kundmachung betreffend die Festsetzung der Berpflegsgebühren in

dem Fonbskrankenanstallen und im Jnbiläumsspital.
69 . Kundmachung betreffend die Berpflegsgebühren in der niederöster¬

reichischen Landesgebist anstatt.
61 . Kundmcchung betreffend die Neuregelung der Berpflegsgebühren in

den Landesanstalten für Geisteskranke und sür schwachsinnige Kinder.
63 . Gesetz betreffend die Einhebung der Totenbeschau - und Toten¬

beschreibgebühr sowie der Gebühr für sanitätspottzeiliche Amtshandlungen
städtischer Aerzte bei Leichen und Begräbnissen.

63 . Gesetz betreffend Gebühren für Kranken - und Leichenbesörderung.
64 . Gesetz betreffend die Enthebung von Beerdigungsgebühren.
65 - Gesetz betreffend die Elvhebung von Gebühren sür die Beistellung

von Särgen.
66 . Gesetz betreffend die Enthebung von Verzugszinsen von rückstän¬

digen Gcmeindezuschlägen.
67 . Festsetzung der Stufen sür die Totenbeschau - und Totenbeschreib¬

gebühr.
68 . Festsetzung von Höchstpreisen für den Kleinverschleiß von Mehl.
69 . Abänderung der Lustvarkeitsabgabe.
79 . Taxen für die Erprobung von Kraftfahrzeugen mit geringer Ge¬

schwindigkeit.
71 . Verbot des Feilbietens von Haus zu Haus oder auf der Straße

von einigen Lebens - und Bedarfsartikeln.
73 . Einhebung der Gemeinde -, beziehungsweise Landesumlagen und

-abgaben im zweiten Halbjahr 1921.
73 . Zuschlag zu den Taxpreisen für alkoholische Heilmittel.
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